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Papst Benedikt unterstützt den
Wunsch nach rascher Heiligspre-
chung seines Vorgängers Johannes
Paul II. Nichts spricht dagegen. 

Der Heilige der
Herzen

Von unserem Redakteur
Michael Lehner

Die Menschen landen auf dem
Mond und verpflanzen Herzen.
Und sie pfuschen dem Schöpfer
ins Handwerk, wo immer sie kön-
nen. Wunder, die von einem Heili-
gen erwartet werden, sehen in
solcher Zeit anders aus – so wie
jene, die Johannes Paul vollbracht
hat: Sein machtvoller Beitrag zum
Ende des Kalten Krieges. Mehr
noch vielleicht sein Sterben, das
vielen Zeitgenossen die Angst vor
Tod und Siechtum linderte.

Das Wunder, das den Jahrtau-
send-Papst ausmacht, ist sein Zu-
gang zu den Herzen, weit über
den Kreis der bekennend Gläubi-
gen hinaus. Der Mann aus Polen
rührte die Heutigen an ihren See-
len, an ihrer Mitmenschlichkeit,
an ihrer oft verschütteten Fähig-
keit zum Mitleid. Damit hat er
vollbracht, was schon unmöglich
schien in einer Zeit der aufgeklär-
ten Ahnungslosigkeit in Herzens-
dingen. 

So durften die Fans des Verstor-
benen auch hoffen, dass der
neue Papst die Regel übergeht,
vor einer Seligsprechung fünf
Jahre abzuwarten. So, wie Jo-
hannes Paul II. diese Frist im Fall
der Mutter Teresa überging, um
ein Zeichen zu setzen für das
Wunder der Barmherzigkeit, ver-
dient er auch selbst die Ungeduld
der Herzen: „Santo subito“, for-
derten die Gläubigen schon in
der Nacht seines Todes die
schnelle Heiligsprechung. Da
konnte kein Nachfolger weghö-
ren, der gewillt ist, das Kirchen-
volk für voll zu nehmen.

Den einen sollen Dumpinglöhne er-
schwert, den anderen die An-
nahme schlecht bezahlter Arbeit
versüßt werden. So widersprüch-
lich ist Politik bisweilen.

Lösungen sind
nur vorgetäuscht 

Von unserem Korrespondenten
Wolfgang Mulke

Auf der einen Seite sollen Lang-
zeitarbeitslose zum kargen Ar-
beitslosengeld II mehr hinzuver-
dienen dürfen. Das ist mensch-
lich und sachlich angemessen.
Die Chancen auf einen regulären
Arbeitsplatz steigen bei den Ar-
beitslosen, die nebenher einen
Minijob ausüben. Bisher fehlt ein
echter Anreiz, eine der meist
schlecht bezahlten Tätigkeiten
aufzunehmen. Das soll sich nun
mit den Stimmen der Union än-
dern. CDU und CSU haben dazu-
gelernt. Im Gesetzgebungsver-
fahren zur Arbeitsmarktreform
haben sie bessere Zuverdienst-
möglichkeiten noch abgelehnt. 

Ganz und gar nicht erwünscht ist
Billigarbeit als Massenphäno-
men. Mit der Ausweitung des
Entsendegesetzes will die rot-
grüne Koalition deutsche Arbeit-
nehmer vor der Billigkonkurrenz
aus Osteuropa schützen. Vieles
spricht dafür, dass dies weder
schadet noch nützt. Die Regelun-
gen können von Böswilligen
leicht umgangen werden. Und in
einigen von Billiglöhnen betrof-
fenen Branchen, etwa der Gas-
tronomie fehlen die Vorausset-
zungen für einen Mindesttarif.

Das Dilemma: Nur wenn die
Löhne nach unten flexibler wer-
den, können für weniger Qualifi-
zierte nennenswerte Beschäfti-
gungsmöglichkeiten erschlossen
werden. Wird diese Schleuse
ganz geöffnet, weitet sich der
Druck auf die Entgelte noch
mehr aus. Die gesetzlichen Tip-
pelschritte täuschen Lösungen
für dieses Problem nur vor.

Kommentare

Kein Kavaliersdelikt,
lieber Roberto!

„Frauenhandel ist kein Kavaliersde-
likt“ meldet korrekt der Evangeli-
sche Pressedienst. Anständige Ka-
valiere  helfen Frauen in den Man-
tel, anstatt sie ungalant zu verscha-
chern. Das sollte auch Roberto
Blanco wissen, dessen Tochter Pa-
tricia (33) jetzt im Internet verstei-
gert wird. Ist der Spaßvogel in Wirk-
lichkeit ein übler Frauenhändler
oder ist er einfach blank? Aus Fami-
lien-Kreisen ist zu hören, er habe
sich nun lange genug über Patricia
schwarz geärgert. Jetzt, da es auf
eBay für jeden verrückten Nippes
eine Menge Bares gibt, schien dem
Entertainer der Zeitpunkt günstig.
Dass die pummelige Patricia aber
nur annähernd so viel einbringt,
wie jener Käse-Toast oder der alte
Papst-Golf ist fraglich. Zahlt sich die
Blanco-Auktion aus, ist mit Nachah-
mungstätern zu rechnen. Nervba-
cke gegen Geld hört sich eben ver-
lockend an. Entscheidend für wirk-
lich hohe Gebote ist dabei der
Gaga-Faktor. Die Idee des Kanzlers,
mit einer Versteigerung von Hans
Eichel das Haushaltsloch zu füllen,
könnte also funktionieren. (str)

RandnotizKarikatur des Tages

Adenauer treu geblieben
Die französische Zeitung „La Pro-
vence“ aus Marseille kommentiert 16
Tage vor dem Referendum in Frank-
reich die große Mehrheit zu Gunsten
der EU-Verfassung im Bundestag: 
„Zu einer Zeit, wo Frankreich stam-
melt, sich verheddert, zögert und sich
zerfleischt, hat Deutschland massiv
„Ja“ zu Europa gesagt. Ein wirklicher
Elan, der von der öffentlichen Mei-
nung getragen wird. Der Elan einer der
Gründernationen der EU, die den Ge-
danken Konrad Adenauers treu ge-
blieben ist.“

Öcalan wird zum Testfall
Zum Urteil des Europäischen Gerichts-
hofs für Menschenrechte, dass der
Kurden-Führer Abdullah Öcalan kein
faires Verfahren hatte, schreibt die
„Neue Zürcher Zeitung“:
„Der Fall Öcalan wird nun zum schwie-
rigsten Testfall für die türkische Justiz
und auch für die türkische Öffentlich-
keit. Vor wenigen Jahren wurde der
Rebellenführer zum Tode verurteilt,
dann allerdings nicht hingerichtet. Das
Urteil kam auf rechtswidrige Weise zu
Stande, wie die Straßburger Richter
nun definitiv feststellten. So muss der
Prozess wieder aufgenommen oder
überhaupt neu aufgerollt werden. Die
Behörden befürchten neue Unruhen,
denn kurdische wie türkische Nationa-
listen stehen bereit, um den Prozess
politisch zu instrumentalisieren.“

Israels neue Herausforderung
Die dänische Tageszeitung „Politiken“
meint zum Selbstverständnis Israels: 
„Israel ist 57 Jahre alt geworden. Das
beste Geschenk ist, dass dieser Ge-
burtstag fast Routine geworden ist.
Früher empfanden diesen Tag viele Is-
raelis als Anlass zu Lobpreisungen für
das Überleben ihres Staates. Heute
fühlen sich die Wenigstens militärisch
bedroht, auch wenn man noch nicht
darauf zu setzen wagt, dass alle Nach-
barn wirklich Frieden wünschen. Aber
das Land ist ohne Zweifel das militä-
risch stärkste in Nahost. Israels größte
Herausforderung besteht heute nicht
mehr in der Reaktion auf Drohungen
mit Krieg, sondern auf die Möglich-
keiten des Friedens.“

Pressestimmen

„Es ist schon interessant, dass die CSU
unter Söder jetzt von der Filz- zur Filzl-
Partei wird.“ Foto: SZ-Archiv

(Bayerns Grünen-Fraktionschef Sepp Dürr
zum Vorhaben von CSU-Generalsekretär
Markus Söder, mit Werbung auf Bierde-
ckeln neue Mitglieder zu gewinnen) 

Das Zitat

Carla Mayer sorgt für 206 Kinder. Vier
sind die eigenen der stellvertreten-
den Bürgermeisterin von Aitrach,
zwei Waisen gehören mit zur Familie.
Zusätzlich kümmert sie sich um 200
Kinder, die in einem Waisenhaus in
Burma leben. Sie wird vom Verein
„Schweizer Kinder“ unterstützt. SZ-
Redakteurin Hildegard Nagler hat mit
ihr gesprochen.

SZ: Frau Mayer, Sie sind als Reiselei-
terin in aller Herren Länder unter-
wegs. Wie sind Sie zu „Ihrem“ Wai-
senhaus in Burma gekommen?

Mayer: Als vierfache Mutter wurde
ich immer wieder gefragt: Was
machst Du eigentlich, wenn Deine
Kinder aus dem Gröbsten raus sind?

Meine Antwort war eher spaßig ge-
meint und lautete: Dann gründe ich
ein Waisenhaus. Das musste ich letzt-
lich aber gar nicht tun, weil es „mein“
Waisenhaus in Mandalay in Burma
schon gab: Ein Paar, das an einer von
mir betreuten Reise teilgenommen
hat, machte mich darauf aufmerk-
sam. 

SZ: Erinnern Sie sich noch an Ihren
ersten Besuch?

Mayer: Ja, ganz genau. Die Kinder, al-
lesamt bitterarm, schauten mich mit
großen Augen an. Was muss im Le-

ben alles passieren, dass Kinder so al-
leine gelassen werden, habe ich mich
gefragt, und war froh, dass wir Erd-
beeren mit Chili serviert bekamen – so
konnte ich meinen Tränen freien Lauf
lassen. Als Leiterin des Waisenhauses
wurde mir eine Dame vorgestellt, die
mittlerweile 93 Jahre alt und fast blind
ist – sie hatte die Kinder größtenteils
von der Straße weggesammelt. 

SZ: Woher kamen diese Kinder? 

Mayer: Viele von ihnen waren auf der
Suche nach Arbeit in die Stadt ge-
kommen. Die Mädchen wären ohne
die alte Frau großteils auf dem Strich
gelandet, die Jungen vom Militär
zwangsrekrutiert worden.„Ich kann
nicht sterben, weil ich nicht weiß, wer
dann für meine Kinder sorgt“, hat die
alte Frau gesagt. Das Schicksal der
Kinder, die Hoffnungslosigkeit der al-
ten Frau haben mich so bewegt, dass
ich ihr versprochen habe: Ich komme
wieder. „Das sagen alle Langnasen“,
antwortete sie und fügte an. „Keiner
ist bisher wiedergekommen.“

SZ: Sie haben Ihr Versprechen ge-
halten?

Mayer: Ja. Die alte Frau konnte es gar
nicht glauben, als ich eines Tages wie-
der vor ihr stand und 2300 Euro mit-
gebracht habe, die ich in Deutschland
für das Waisenheim gesammelt
hatte. Die alte Frau hat mich lange an-
geschaut, meine Hände gehalten und
dann gesagt:„Das hätte ich nicht ge-
dacht.“ Sie können sich gar nicht vor-
stellen, wie sehr sie sich gefreut hat.
Mit dem Geld werden die Unter-
künfte sowie die Küchenstelle eini-
germaßen hergerichtet. Alles ist sehr,
sehr einfach:Jedes Kind hat eine
Matte, auf der es schläft, und eine
kleine Kiste, in dem es all sein Hab und
Gut aufbewahrt. Oftmals ist es ein
Stein, oder ein kleines Armband.

SZ: Sie sammeln weiter Spenden,
bitten um Unterstützung...

Mayer: Eine deutsche Firma hat Com-
puter für die Waisenkinder gespen-

det. Wir brauchen dringend mehr
Lehrer, damit sie auch unterrichtet
werden können. Ein Lehrer verdient
in Burma maximal zwölf Dollar pro
Monat. Sie sehen, mit relativ wenig
Geld kann man viel bewegen. Vier
Mädchen wären so weit, dass wir sie
zum Studieren schicken könnten,
doch auch hier fehlt das Geld. 

SZ: Das Regime in Burma kommt im-
mer wieder in die Schlagzeilen,  weil
es die Menschenrechte mit Füßen
tritt. Manche raten gar von Reisen
in dieses Land ab. 

Mayer: Um gegen dieses Regime an-
treten zu können, braucht man Men-
schen mit Bildung. Deshalb auch mein
Engagement für die Kinder, denn sie
sind das Wertvollste, was wir haben.
Meiner Meinung nach hilft Isolation
den Menschen in Burma nicht. Viel-
mehr drückt jeder Tourist den Tür-
spalt in Richtung Welt ein bisschen
mehr auf. Mir werden mit meinen
Gruppen nach wie vor nur Reisen in
ausgewiesene Gebiete erlaubt, doch

können wir uns  mittlerweile für bur-
mesische Verhältnisse relativ frei be-
wegen. Wobei ich mich politisch nicht
äußere.

SZ: Was Ihnen wohl schwer fällt?

Mayer: Sicherlich. Doch sehen Sie: Ein
Paar, das in Burma eine Krankensta-
tion aufbauen wollte und sich poli-
tisch geäußert hat, wurde des Landes
verwiesen. In Burma gilt jedes dritte
Kind als unterernährt. Ich möchte den
kleinen Burmesen weiterhin helfen.
Daher meine Zurückhaltung. Interes-
sierte Reisegäste nehme ich mit ins
Waisenheim. Dort sehen sie mit eige-
nen Augen Armut, die andere Seite
des eigentlich reichen Landes. 

SZ: Was motiviert Sie?

Mayer: Die Freude der Kinder, ihr In-
teresse und ihre Neugierde begeis-
tern mich jedes Mal.

SZ: Gibt es auch Menschen, die Sie
wegen Ihres Engagements kritisie-
ren?

Mayer: Nein, das nicht. Die meisten
sind begeistert, wenn ich von dem
Projekt berichte. Nur eine Frau hat mir
einmal gesagt: „Machen Sie sich
nichts vor. Was Sie tun, ist nur ein
Tropfen auf den heißen Stein.“

SZ: Was sagen Sie dann?

Mayer: Ich habe ihr gesagt, es mag
sein, dass Sie Recht haben. Nur: Neh-
men Sie eine Blume, die am Verdurs-
ten ist. Trifft sie der Tropfen, kommt
es für die Blume einem Fluss gleich.

Kinderlachen ist Motivation genug
Carla Mayer aus Aitrach im Allgäu über ihre 200 Waisen 

SZ-Interview

Carla Mayer engagiert sich für ein
Waisenhaus in Burma. Sie sagt:
„Kinder sind das Wertvollste, was
wir haben.“ Foto: SZ

Der von der Schwäbischen Zei-
tung unterstützte Verein
„Schweizer Kinder“ will Carla

Mayer bei Ihrer Arbeit helfen und bit-
tet um Spenden auf das Konto 103
99 003 bei der Volksbank Friedrichs-
hafen, BLZ 651 901 10. Weitere In-
formationen gibt es unter Telefon 0
75 41 / 51 7 67 beim Vorsitzenden
Siegfried Rehm oder im Internet un-
ter www.schweizer-kinder.de

BERLIN – In der Kapitalismusdebatte
geraten nun verstärkt die so genann-
ten Hedgefonds ins Visier der Politik.
Bundeskanzler Gerhard Schröder
(SPD) lässt schärfere Regeln gegen
diese hochspekulative Kapitalanlage-
form prüfen – ein unbeholfener Be-
sänftigungsversuch. 

Die Bundesregierung habe ein hohes
Interesse an ausländischem Kapital in
Deutschland, das produktiv investiert
werde, sagte Regierungssprecher
Bela Anda gestern in Berlin.  Es be-
stehe auf der anderen Seite kein Inte-
resse an rein spekulativem Kapital,
das Arbeitsplätze vernichte und „Un-
ternehmen auseinander nimmt“.

Hedgefonds investieren nicht in Ak-
tien, sondern in Optionen, Termin-
kontrakte und ähnliche hochspekula-
tive Produkte. Die Anlageform war
durch die von SPD-Chef Franz Münte-
fering angestoßene Kapitalismusde-
batte in die Kritik geraten. 

Flucht nach vorne

Bundeskanzler Gerhard Schröder
will nicht vollends zum Getriebenen
werden. Deshalb versucht er nun, in
der Kapitalismusdebatte mit seinem
Parteichef Franz Müntefering Schritt
zu halten. Den SPD-Linken gab er zu
verstehen, dass er nicht nur eine un-
verbindliche Debatte über Werte will,

sondern durchaus an konkrete
Schritte denkt. Bei den hoch spekulati-
ven Hedgefonds soll überprüft wer-
den, ob noch mehr Transparenz benö-
tigt wird. Schröders Flucht nach vorn
zeigt, wie oberflächlich die Kapitalis-
musdebatte geführt wird. Denn der Fi-
nanzminister hält sich gerade viel da-
rauf zugute, dass er bereits strenge Re-
geln für die in Deutschland zugelasse-
nen Fonds dieser Art geschaffen hat.
Hans Eichel will deshalb die strengen
deutschen Regeln nach Europa expor-
tieren. Mit der vagen Angst vor anony-
men Investoren, die deutsche Firmen
zerschlagen oder das Management
ablösen, lassen sich zwar im Wahl-
kampf Vorurteile bedienen, doch da-

mit ist noch keine Abhilfe geschaffen.
Schröders Motivlage ist klar: Nach der
NRW-Wahl droht ihm womöglich eine
Rebellion der Linken gegen seine
Agenda-Politik. Auch die beim Job-
Gipfel versprochenen Wohltaten für
Körperschaften und Familienunter-
nehmen könnten schnell unter die Rä-
der geraten. Die Kapitalismuskritik als
neuer SPD-Kurs könnte sich so sehr ver-
selbständigen, dass sie Schröders
Glaubwürdigkeit und seine Kanzler-
schaft bedroht. Um dem vorzubeu-
gen, versucht Schröder jetzt die SPD-
Linken einzubinden, signalisiert eilfer-
tig Bereitschaft zum Vorgehen gegen
vermeintliche oder echte schwarze
Schafe. Christoph Slangen

Analyse

Der Kanzler macht Hedgefonds zur Chefsache
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